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278. Bundesgesetz: Änderung des Impfschadengesetzes
(NR: GP XVIII RV 105 AB 117 S. 27. BR: AB 4053 S. 541.)

279. Bundesgesetz: Änderung des Schulzeitgesetzes 1985
(NR: GP XVIII IA 102/A, 103/A und 122/A AB 120 S. 27. BR: AB 4051 S. 541.)

280. Bundesgesetz: Änderung des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
(NR: GP XVIII IA 116/A AB 116 S. 27. BR: AB 4052 S. 541.)

278. Bundesgesetz, mit dem das Impfschaden-
gesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Impfschadengesetz, BGBl. Nr. 371/1973, in
der Fassung BGBl. Nr. 71/1980, 54/1981,
285/1990 und 45/1991 wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. Nach § 1 a wird folgender § 1 b eingefügt:

„§ 1 b. (1) Der Bund hat ferner für Schäden nach
Maßgabe dieses Bundesgesetzes Entschädigung zu
leisten, die durch eine Impfung verursacht worden
sind, die nach einer gemäß Abs. 2 erlassenen
Verordnung zur Abwehr einer Gefahr für den
allgemeinen Gesundheitszustand der Bevölkerung
im Interesse der Volksgesundheit empfohlen ist.

(2) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport
und Konsumentenschutz hat durch Verordnung
jene Impfungen zu bezeichnen, die nach dem
jeweiligen Stand der medizinischen Wissenschaft
zur Abwehr einer Gefahr für den allgemeinen
Gesundheitszustand der Bevölkerung im Interesse
der Volksgesundheit empfohlen sind.

(3) Nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes ist
Entschädigung jedenfalls für Schäden zu leisten, die
durch im jeweils ausgestellten Mutter-Kind-Paß
genannte Impfungen verursacht worden sind."

2. §2 Abs. 1 lit. b lautet:

,,b) Übernahme der Kosten für Maßnahmen zur
Rehabilitation unter sinngemäßer Anwen-
dung der lit. a Z1 bis 5;"

3. § 2 Abs. 1 lit. c Z 1 lautet:

„1. Beschädigtenrente gemäß §§ 23, 24, 24 a, 24 b
und 25 HVG;"

4. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt:

„§ 2 a. (1) Hat die Schädigung Dauerfolgen nicht
bewirkt, gebührt eine Entschädigung im Sinne des
§ 2 Abs. 1 lit. a und b nur, wenn durch die Impfung
eine schwere Körperverletzung im Sinne des § 84
Abs. 1 StGB bewirkt worden ist.

(2) Die Entschädigung nach Abs. 1 ist grundsätz-
lich als einmalige pauschalierte Geldleistung im
Betrag von 10000 Schilling zu leisten. Dieser Betrag
erhöht sich für jeden Tag, an dem beim
Geschädigten Anstaltsbedürftigkeit gegeben war;
um ein Dreißigstel der Pflegezulage der höchsten
Stufe.

(3) Eine über den im Abs. 2 genannten Betrag
hinausgehende Entschädigung setzt voraus, daß der
Geschädigte den Pauschalbetrag übersteigende
Kosten im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. a und b
nachweist.

(4) Eine Entschädigung nach Abs. 2 oder 3 steht
einer Entschädigung für später hervorkommende
Dauerfolgen nicht entgegen und ist auf eine solche
nicht anzurechnen."

5. § 3 Abs. 1 lautet:

„§ 3. (1) (Verfassungsbestimmung) Über Ansprü-
che auf Entschädigung nach diesem Bundesgesetz
entscheiden in erster Instanz die Landesinvaliden-
ämter. Gegen ihre Entscheidungen steht das
Rechtsmittel der Berufung an den Bundesminister
für Arbeit und Soziales zu."

6. § 3 Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt, sind die §§ 54 bis 60, 65 bis 67, 69 bis 72,
75, 82 Abs. 1, 4 und 5, 86 Abs. 1 bis 4 und Abs. 6
sowie 92 bis 94 a HVG sinngemäß anzuwenden.

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
hat den für den Bereich des ASVG festgesetzten
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Anpassungsfaktor auch für den Bereich dieses
Bundesgesetzes für verbindlich zu erklären. § 46 b
HVG ist sinngemäß anzuwenden. Die jährliche
Anpassung ist auch hinsichtlich des im § 2 a Abs. 2
genannten Betrages vorzunehmen."

7. Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt:

„§ 8 a. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden."

8. § 10 lautet:

„§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich

1. § 1 b Abs. 2 der Bundesminister für Gesund-
heit, Sport und Konsumentenschutz,

2. § 6 der Bundesminister für Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Arbeit und Soziales, und

3. der übrigen Bestimmungen der Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales,

betraut."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich Art. I
2 1 (§ 1 b) in Verbindung mit Art. I Z 4 (§ 2 a) mit
1. August 1991, im übrigen mit 1. Jänner 1992 in
Kraft.

(2) Ansprüche gemäß Art. I Z 1 (§ 1 b) in
Verbindung mit Art. I Z 4 (§ 2 a) sind dann
gegeben, wenn die den Schaden verursachende
Impfung nach dem 31. Juli 1981 durchgeführt
wurde.

(3) Sofern die den Schaden verursachende
Impfung vor dem 1. August 1991 durchgeführt
wurde, gilt § 4 Impfschadengesetz mit der Maß-
gabe, daß die Dreijahresfrist zur Geltendmachung
des Anspruches auf Entschädigung mit Ablauf des
31. Juli 1994 endet.

(4) Verfahren nach dem Impfschadengesetz, die
am 31. Dezember 1991 beim Bundesminister für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz anhän-
gig sind, sind ab 1. Jänner 1992 durch das örtlich
zuständige Landesinvalidenamt fortzusetzen. Glei-
ches gilt für die Gewährung von Leistungen bereits
anerkannter Impfschäden.

(5) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset-
zes können bereits ab dem auf seine Kundmachung
folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen frühe-
stens mit dem Tag des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes in Kraft gesetzt werden.

(6) Anträge nach diesem Bundesgesetz können
bereits ab dem auf seine Kundmachung folgenden
Tag eingebracht werden.

Waldheim

Vranitzky

279 . Bundesgesetz, mit dem das Schulzeitge-
setz 1985 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Schulzeitgesetz 1985, in der Fassung BGBl.
Nr. 144/1988 wird wie folgt geändert:

Dem § 2 Abs. 2 Z 1 wird folgender letzter Satz
angefügt:

„Verordnungen zur Verlegung der Semesterferien
haben vorrangig auf pädagogische, dann auf
wirtschaftliche, regionale, überregionale und ver-
kehrspolitische Gesichtspunkte sowie auf die
Interessen der betroffenen Familien Bedacht zu
nehmen."

Artikel II

Verordnungen zur Verlegung der Semesterferien
des Schuljahres 1991/92 können bis zum 31. Juli
1991 erlassen werden.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der
Bundesminister für Unterricht und Kunst betraut.

Waldheim

Vranitzky

280 . Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine
Hochschul-Studiengesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz, BGBl.
Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 25/1991, wird wie folgt geändert:

1. Im § 4 Abs. 2 entfällt der Ausdruck „Abs. 5".

2. § 6 Abs. 3 lit. a und b lauten:
,,a) die erforderlichen Nachweise über die Hoch-

schulreife gemäß § 7 Abs. 1 besitzt;
b) die Nachweise über allfällig erforderliche

Kenntnisse, Eignungen oder Fertigkeiten
gemäß § 7 Abs. 2 erbringt;"

3. § 7 lautet:

„§ 7. (1) Das Recht, an einer Universität zum
Studium zugelassen zu werden, wird begründet

a) durch den Nachweis der allgemeinen Hoch-
schulreife in einer der drei folgenden Formen :
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1. Besitz eines österreichischen Reifezeugnis-
ses;

2. Besitz eines anderen österreichischen
Zeugnisses über die Zuerkennung der
Hochschulreife ;

3. Besitz eines ausländischen Zeugnisses, das
einem österreichischen Zeugnis gemäß Z 1
oder 2 entweder auf Grund einer interna-
tionalen Vereinbarung, auf Grund einer
Nostrifikation oder auf Grund der Ent-
scheidung des Rektors der österreichischen
Universität im Einzelfall gleichwertig ist;
ist die Gleichwertigkeit im Hinblick auf die
Inhalte und die Anforderungen einer
österreichischen Reifeprüfung nicht gege-
ben, so sind vom Rektor die erforderlichen
Ergänzungsprüfungen vor der Immatriku-
lation vorzuschreiben;

b) durch den Nachweis der besonderen Hoch-
schulreife, das heißt der Erfüllung sämtlicher
Erfordernisse, die im Ausstellungsland des
Zeugnisses gemäß lit. a in Verbindung mit
diesem Zeugnis für die unmittelbare Zulas-
sung zur gewählten oder entsprechenden
Studienrichtung erfüllt sein müssen. Für in
Österreich ausgestellte Zeugnisse handelt es
sich dabei um diejenigen Zusatzprüfungen,
die gemäß der geltenden Universitätsberechti-
gungsverordnung vor der Immatrikulation
vorgeschrieben sind. Der Bundesminister für
Wissenschaft und Forschung kann durch
Verordnung solche Personengruppen bestim-
men, deren Reifezeugnis auf Grund bestimm-
ter persönlicher Nahebeziehungen zu Öster-
reich oder einer Tätigkeit im Auftrag der
Republik Österreich jedenfalls als in Öster-
reich ausgestellt gilt und für die die im Abs. 3
festgelegten Fristen nicht gelten.

(2) Erfordert die gewählte Studienrichtung
sonstige Kenntnisse, Eignungen, Fertigkeiten oder
Begabungen, die durch ein Zeugnis gemäß Abs. 1
lit. a nicht nachgewiesen werden, so sind die
Bewerber verpflichtet, gemäß den besonderen
Studiengesetzen oder Studienordnungen Ergän-
zungsprüfungen vor der Immatrikulation bezie-
hungsweise bis zu einem bestimmten Zeitpunkt des
Studiums abzulegen beziehungsweise die entspre-
chenden Nachweise zu erbringen.

(3) Ausländer (Staatenlose) können überdies nur
dann zum Studium zugelassen werden, wenn an der
betreffenden Universität für die gewählte Studien-
richtung ausreichend Studienplätze zur Verfügung
stehen. Die Kriterien für die Vergabe beschränkter
Studienplätze werden von den einzelnen Universitä-
ten im voraus festgelegt und im jeweiligen
Mitteilungsblatt verlautbart. Das oberste Organ der
Universität kann auch eine bevorzugte Zulassung
von Antragstellern aus Entwicklungsländern be-
schließen. Die Bewerbungen müssen bei Studienbe-
ginn im Wintersemester bis spätestens 1. September,

bei Studienbeginn im Sommersemester bis späte-
stens 1. Februar bei der gewählten Universität
eingelangt sein; diese Frist ist nicht erstreckbar. Die
Entscheidung des Rektors hat so zu erfolgen, daß
dem Bewerber ausreichend Möglichkeit für die
Durchführung der Immatrikulation innerhalb der
hiefür vorgesehenen Fristen bleibt. Die vorstehen-
den Bestimmungen dieses Absatzes gelten nicht für
Bewerber, die im Ausland bereits den ersten
Studienabschnitt eines entsprechenden Hochschul-
studiums absolviert haben und auf Grund eines
universitären oder staatlichen Austauschprogramms
ein Teilstudium in der Dauer bis zu zwei Semestern
in Österreich zu absolvieren beabsichtigen, sowie
für Ausländer, denen Österreich auf Grund eines
völkerrechtlichen Vertrages dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern.

(4) Bewerbern, die die deutsche Sprache im
Ausmaß des § 28 Abs. 4 nicht nachweislich beherr-
schen, ist die Ablegung der Universitäts-Sprachprü-
fung vor der Zulassung zum Studium aufzutragen.
Als Nachweis der ausreichenden Beherrschung der
deutschen Sprache gilt insbesondere ein Reifezeug-
nis auf Grund eines Unterrichtes in deutscher
Sprache.

(5) Zwischenstaatliche Vereinbarungen sowie die
Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Gleich-
stellung von Südtirolern mit österreichischen
Staatsbürgern auf bestimmten Verwaltungsgebieten,
BGBl. Nr. 57/1979, werden durch die vorstehenden
Absätze nicht berührt."

4. Im § 9 Abs. 4 wird das Zitat „§ 7 Abs. 7 bis 9"
durch „§ 7 Abs. 1 lit. a Z 3, Abs. 2 und Abs. 4"
ersetzt.

5. Nach § 14 Abs. 3 wird folgender Absatz 3 a
eingefügt:

„(3 a) Wenn das Ausbildungsziel der betreffen-
den Studienrichtung es erfordert, haben die
Studierenden Zusatzprüfungen gemäß der gelten-
den Universitätsberechtigungsverordnung bezie-
hungsweise Ergänzungsprüfungen gemäß den
besonderen Studiengesetzen oder Studienordnun-
gen bis zu einem bestimmten Zeitpunkt des
Studiums abzulegen. Wenn diese Prüfungen nicht
rechtzeitig abgelegt werden, sind weitere Semester
nicht in das Studium einzurechnen. Auf diese
Erfordernisse ist bereits bei der Immatrikulation für
die betreffende Studienrichtung nachweislich auf-
merksam zu machen."

6. Im § 28 Abs. 4 wird das Zitat „§ 7 Abs. 7"
durch „§ 7 Abs. 4" ersetzt.

7. Dem § 45 werden folgende Absätze 10 und 11
angefügt:
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„(10) Die Änderungen dieses Bundesgesetzes in
der Fassung der Novelle BGBl. Nr. 280/1991 treten
mit 1. September 1991 in Kraft. Sie sind auf die
Zulassungsverfahren ab dem Wintersemester
1991/92 anzuwenden.

(11) Die Verordnung gemäß § 7 Abs. 1 lit. b in
der Fassung der Novelle BGBl. Nr. 280/1991 kann

schon vor dem 1. September 1991 erlassen werden,
sie tritt jedoch frühestens mit 1. September 1991 in
Kraft."

Waldheim

Vranitzky


